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Für alle bürgerschaftlich Engagierten,
die tagtäglich ihr Bestes geben.

Ohne sie wäre unsere Gesellschaft
für sehr viel weniger Menschen eine Heimat.
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Vorwort
»Betrachtet genau das Verhalten dieser Leute: Findet es
befremdend, wenn auch nicht fremd. Unerklärlich, wenn
auch nicht gewöhnlich. Unverständlich, wenn auch die
Regel. (…) Untersucht, ob es nötig ist. Besonders das
Übliche! Wir bitten euch ausdrücklich, findet das
immerfort Vorkommende nicht natürlich! Denn nichts
werde natürlich genannt (…) Damit nichts
unveränderlich gelte.«1

Bertolt Brecht

»Ihr sollt wissen: Ein jeder Mensch sei schnell zum
Hören, langsam zum Reden, langsam zum Zorn.«

Jakobusbrief 1,19

Wir leben in Zeiten von populistischen Krachmachern und
medialen Krawallmachern. Gleichzeitig steigt die Zahl
derer, die das Gefühl haben, mit ihren Anliegen und
Geschichten kein Gehör zu finden. Deswegen geht es in
diesem Buch um das Hören, genauer gesagt um das
Zuhören. Denn die Kunst des Zuhörens droht in der
»unerhörten Gesellschaft« auf den Hund zu kommen.

In Zeiten, in denen die Menschen sich gegenseitig mit
einer nie gekannten Dichte und Anzahl von digitalen
Nachrichten »zutexten«, schrei(b)en viele ihre Meinung im
Modus der Empörung geradezu heraus. Zu viele zeigen
dabei kein wirkliches Interesse an ihrem Gegenüber. Wie es
den anderen geht, den Empfängerinnen und Empfängern
ihrer Kurznachrichten und Reden, was ihr Leben belastet
oder worin ihre Überzeugungen bestehen, ist dabei ohne
echte Bedeutung. Gespräch findet nicht statt,
Aufgebrachtheit ist der Umgangston der Wahl: »Unerhört!



Diese Politiker! Diese Alten! Diese Flüchtlinge! Diese
Obdachlosen! Diese besorgten Bürgerinnen und Bürger!«

Die grassierende Empörungslust kennt kein politisches
Lager. Sie existiert in rechten, liberalen oder linken
Spielarten. Für die Demokratie hat das mindesten zwei
negative Nebenwirkungen: Der Dauerton der Empörung
behindert einerseits jeden konstruktiv-kritischen Dialog.
Andererseits bewirkt der aufgeregte Ton der medialen,
politischen, aber auch im Privaten geführten Debatten,
dass zu häufig zwar noch über, aber nicht mehr mit den
»lebendigen Gründen« der Empörung gesprochen wird.
Den Menschen nämlich, um die es geht  – seien es
Obdachlose, Flüchtlinge oder »besorgte Bürger«  – die in
den lärmenden Debatten nicht gehört werden. Die Kunst
des Zuhörens droht in Vergessenheit zu geraten. Die Kraft
des vernünftigen Arguments, die Anstrengung des
kontroversen Dialogs gilt in der »vertalkten« Republik als
vorgestrig. Dabei liegt auf der Hand, dass diese Kunst in
einer Bundesrepublik Deutschland der vielfältigen
Lebensentwürfe und Kulturen durch nichts zu ersetzen ist.

Darum ist dieses Buch ein Plädoyer für das Zuhören. Das
ist mir am wichtigsten. Damit das gelingt, ist das Buch
auch ein Versuch, die grassierende Empörungslust besser
zu verstehen. Nicht zuletzt weil diese Empörung sehr viel
Energie bindet, die wir in unserem Land  – konstruktiv
gewendet  – sehr gut gebrauchen könnten. Und wenn wir
nicht verstehen, weshalb so viele Menschen empört sind
und sich unerhört fühlen, werden wir das Gesprächsklima
und damit das Zusammenleben in unserem Land nicht
verbessern können.

Dieses Buch ist ein Versuch, den Zustand unserer
Gesellschaft zu verstehen, will aber nicht bei der Theorie
stehen bleiben, sondern anhand von konkreten Beispielen
zeigen, warum und wie sich gerade schwierige
Gemeinwesen positiv verändern können, wenn Menschen
ihre Dialog- und Kooperationsfähigkeit wiederentdecken.



Das Leben einer Gesellschaft gewinnt an Qualität, wenn
Zuhören die Basis bildet: in den großen politischen
Debatten genauso wie in der konkreten Nachbarschaft, im
»bunter« werdenden Dorf oder in den Stadtteilen, in denen
die kulturelle Vielfalt auch an den Nerven zerrt.

Zu meiner Perspektive: Ich schreibe als westdeutsch
sozialisierter evangelischer Pfarrer, der in seinem bunten
Berufs leben in unterschiedlichen Kontexten gearbeitet hat:
in Klinik, Hospiz, Gemeindepfarramt, als Superintendent,
als Theologischer Vorstand einer großen diakonischen
Einrichtung und derzeit als Präsident eines der größten
Wohlfahrtsverbände in Deutschland, der Diakonie. Egal wo
ich gearbeitet habe, mir war immer wichtig, mich nicht in
einer kirchlichen Sonderwelt einzuigeln. Ich bin neugierig
auf andere Lebensentwürfe und Denkansätze. Es gibt
immer etwas zu lernen.

Die Diakonie: Man kann nicht voraussetzen, dass alle
wissen, was sich dahinter verbirgt. Etwas salopp gesagt:
Diakonie, das sind die mit der Nächstenliebe, und zwar die
evangelische Variante. Seriöser formuliert: Diakonie ist die
soziale Arbeit der evangelischen Kirchen. Ich bin seit 2014
Präsident der Diakonie Deutschland. Das ist ein
Spitzenverband, der auf Bundesebene als Werk der Kirche
und großer Unternehmensverband nach außen vor allem
sozialpolitische Lobbyarbeit macht. Seinen Sitz hat er in
Berlin. Mein Einfluss in diesem Amt beschränkt sich
weitgehend aufs Reden. Ich kann Vorschläge machen,
Impulse geben, Diskussionen anstoßen, mich an Debatten
beteiligen. Was ich für eines der größten Privilegien meiner
Aufgabe halte, ist, dass ich mit sehr unterschiedlichen
Menschen reden darf  – das Spektrum umfasst die
Pflegefachschülerin und die Bundeskanzlerin, den
Demografiespezialisten ebenso wie den unbegleiteten
minderjährigen Flüchtling.

Ich halte viel von der Kraft des Arguments und möchte
dazu beitragen, dass die Positionen der Diakonie in der



vielfältigen Gesellschaft in Deutschland und Europa gehört
und diskutiert werden. Auch in der sich pluralisierenden
Gesellschaft Bundesrepublik Deutschland ist zivilisierte
Religion eine konstruktive Kraft, dafür trete ich öffentlich
ein. Aber anders als manche sich vorstellen, sitzen wir im
Vorstandskollegium nicht in einer Art evangelischem
Sozial-Imperium am Hebel der Macht.

Trotzdem ist die Diakonie ein wichtiger
zivilgesellschaftlicher Faktor in unserem Land. Dafür
sprechen schon die Zahlen: mehr als 525.000
Hauptamtliche, 700.000 Ehrenamtliche und rund 10
Millionen Menschen, denen diakonische Krankenhäuser,
Pflegeheime, Beratungsstellen und Sozialstationen,
Jugend-, Alten- und Behindertenhilfe, Werkstätten und
Kindergärten Unterstützung anbieten. Diakonie ist
allerdings kein hierarchisch operierender Konzern, sondern
eher ein föderal-diskursiver Kosmos mit einer im
Selbstbestimmungsrecht der Kirchen begründeten
besonderen Stellung im deutschen Rechtssystem. Sie hat
jedenfalls eine komplexe, übrigens auch für Beteiligte
mitunter schwer zu greifende Struktur, die sich
deutschlandweit in selbstständige Landes- und
Fachverbände verzweigt, zu denen (wieder selbstständige)
Mitglieder gehören. Das können große Gesund heits-
Unternehmen oder Bildungsträger sein, aber auch kleinste
Beratungsstellen oder Kindergärten, auch diakonische
Lebensgemeinschaften gehören dazu. 80 Prozent unserer
diakonischen Mitgliedsunternehmen beschäftigen weniger
als einhundert Mitarbeiter.

»Wir« funktionieren als diakonisches Netzwerk mit
zahlreichen Knoten. Und wir »funktionieren« nicht immer
und überall gleichermaßen gut. Gemeinsam ist allen
Beteiligten in diesem Netzwerk der Diakonie: Wir arbeiten
gemeinnützig. Gemeinnützig heißt, die Gewinne, die
erwirtschaftet werden, müssen in die soziale oder
gesundheitspflegerische Arbeit reinvestiert werden  – wo



das nicht geschieht, liegt ein schwerer Regelverstoß vor.
Und wir wurzeln in christlichem Grund evangelischer
Prägung; dazu gehört der Glaube an einen
menschenfreundlichen Gott, der will, dass allen Menschen
geholfen werde. Das orientiert das Handeln in der
Diakonie. Deswegen stehen unsere Angebote vorbehaltlos
allen Menschen offen. Das »Wir« wiederum, der
Gemeinsinn, das ist eine entscheidende Basis, die zu
erodieren droht, die aber auch oft falsch verstanden oder
gar missbraucht wird. Auch darüber schreibe ich hier.

Diakonische Denkansätze und Kompetenzen sind nützlich
für unsere vielfältigen Gemeinwesen. Noch mehr, wo es
gelingt, im Interesse der Menschen mit Partnern aus
Politik, Kultur, Wirtschaft etc. zusammenzuarbeiten. Mir ist
wichtig, dass die Diakonie gemeinsam mit anderen
nachhaltig zur Verbesserung der Lebensqualität im Land
beiträgt und so »Teil der Lösung« der gesellschaftlichen
Herausforderungen wird. Ich nenne das »Diakonie mit
anderen«. Denn Diakonie leistet schon jetzt einen
wichtigen Beitrag dazu, den Zusammenhalt und das Gefühl
der Zusammengehörigkeit in einer offenen, vielfältigen und
ungleichen Gesellschaft der kontroversen Ansichten und
Lebensstile zu verbessern. Davon profitieren alle.

Ich habe beim Verfassen dieses Buches in vielfacher
Weise von wertvollen Hinweisen, der redaktionellen
Unterstützung und der Zuarbeit meiner Mitarbeiterin
Evamaria Bohle profitiert. Dafür danke ich ihr sehr!

Berlin, Juli 2018
Ulrich Lilie

1 Bertolt Brecht, Die Ausnahme und die Regel. Gesammelte Werke, Bd.2,
Frankfurt  a.M. 1990, Seite 793.



Die unerhörte Gesellschaft



»Rentner first!«
Sehr geehrter Herr Lilie,

wir finden, dass Flüchtlinge dort bleiben sollten, wo sie
herkommen. Warum wir dieser Meinung sind? Wir sind
Rentner und erhalten nach 46 Jahren Arbeitszeit im Schnitt
1.250 Euro Rente. Netto. Unsere Mieten liegen aber
zwischen 900 und 1.000  Euro. Deswegen müssen wir uns
alle etwas dazu verdienen, sonst hätten uns unsere
Vermieter längst gekündigt.

Ich bin seit über einem Jahr auf der Suche nach einer
Sozialwohnung. Und immer, wenn ich dachte: »Jetzt klappt
es!« setzt das Wohnungsamt mir irgendwelche Flüchtlinge
vor die Nase. Es ist eine Ungerechtigkeit, dass Flüchtlinge
gegenüber deutschen Rentnern bevorzugt werden. Deshalb
wird unser Hass auf Flüchtlinge immer größer. Und die
Diakonie und andere wollen trotzdem mehr Flüchtlinge in
Deutschland aufnehmen. Das geht nicht! Bevor weitere
Flüchtlinge kommen, müssen erst ein paar Millionen
Sozialwohnungen gebaut werden, damit auch deutsche
Rentner, die nicht mehr wissen, wie sie ihre Miete bezahlen
sollten, zu günstigen Wohnungen kommen. Erst stehen uns
Sozialwohnungen zu und nicht den Flüchtlingen. Rentner
first!!!2



»Die hören mir nicht zu.«  – Die bunte
Gesellschaft der Unerhörten
Verlassen in Deutschland
»Unerhört! Diese Flüchtlinge.« Und: »Unerhört! Diese
Obdachlosen.« Viele tausend Großplakate, zunächst in
Berlin, und dann auch in anderen deutschen Städten, an
Flughäfen und Bahnhöfen. Weiße Schrift auf violettem
Grund. Darunter: #zuhören. Das ist im Januar 2018 der
Startschuss der auf drei Jahre angelegten Diakonie-
Kampagne, mit der wir aufstören und für das Zuhören
werben wollen. Das Beispiel der eingangs paraphrasierten
Mail zeigt, dass das offenbar gelingt. Solche E-Mails
erreichen mich täglich, anonym oder mit vollem Namen
unterzeichnet. Ich stelle sie diesem Kapitel voran, weil sie
für mich den Kern dessen trifft, was mich im Blick auf
unser Land beschäftigt: der gefährdete soziale
Zusammenhalt, das schwindende Gefühl von Zugehörigkeit,
das oft von einem Gefühl der Verlassenheit begleitet wird.
Und die Frage, wie ein sozial gerechteres Miteinander der
unterschiedlichen Gruppen, Menschen und Milieus in
unserem Land gestaltet werden kann, das den
Unterschieden und den Unterschiedlichen gerecht wird.

Als 2015 die »Flüchtlingskrise« ihren vorläufigen
Höhepunkt erreicht, arbeitet auch die Diakonie für eine
Willkommenskultur. Seitdem ist sie zusammen mit
Kommunen, Arbeitsagenturen und anderen
Kooperationspartnern im Marathonlauf der Integration
engagiert. Wir setzen uns  – trotz öffentlichem und
politischem Gegenwind  – immer noch für den
Familiennachzug von engen Familienangehörigen für
subsidiär Schutzbedürftige ein. Wir unterstützen die
Zuflucht Suchenden bei ihrer Ankunft in unserem Land: in



Migrationsberatungsstellen, durch Sprach- und
Integrationskurse oder durch andere Beratungsangebote.
Wir errichten zusätzliche Kitaplätze und schaffen neuen
Wohnraum, nicht nur für Geflüchtete. Dafür wurden und
werden wir gewürdigt und gleichzeitig kritisiert. Wie in der
Mail eingangs, aber auch in ganz anderer Tonlage:
»Flüchtlingsgewinnler« oder »Asylindustrie« schimpfen uns
manche. Helfer oder Mitarbeiterinnen der Diakonie werden
handgreiflich angegangen, und das, obwohl wir niemals
aufgehört haben, uns genauso engagiert auch für all die
anderen »Menschen in Notlagen« in Deutschland
einzusetzen. Seien es chronisch Kranke in Bochum, alte
Menschen mit Pflegebedarf auf dem Land in Mecklenburg-
Vorpommern oder junge Erwachsene ohne Schulabschluss
in Bremen  – mit oder ohne Migrationshintergrund.

Mir geht es hier aber gar nicht darum, irgendein Loblied
auf die Diakonie zu singen. Mir geht es um etwas
Grundsätzliches: All diese Menschen, die Neuankömmlinge,
Kranken, Arbeitslosen oder andere, gehören zu unserer
Gesellschaft und wir alle gemeinsam tragen
Verantwortung, unser Zusammenleben so zu organisieren,
dass alle teilhaben können. Ich jedenfalls will in einer
friedlichen, gerechten, freiheitlichen und vielfältigen
Gesellschaft leben; und ich will, dass das nicht nur für
unsere vier Kinder und deren Kinder eine
selbstverständliche und von der breiten Mehrheit der
Bevölkerung getragene Leitvorstellung in unserem Land
bleibt. Das Fäuste-Recken, die kalte Wut in den Gesichtern
mancher Merkel-Kritiker, der blanke Hass in den
Äußerungen vieler Menschen, die nicht einverstanden sind
mit dem Kurs der Regierung und unseres Landes, hat viele
in den Medien, in der Politik, den Gewerkschaften und auch
in der Freien Wohlfahrt oder den Kirchen verstört. Auch
mich. Die aggressiven fremdenfeindlichen Debatten,
Wahlerfolge wie der Donald Trumps mit seiner polternden
»America First«-Politik oder die Zustimmungsraten für die


